
    

 

BAYERISCHES LANDESAMT FÜR DENKMALPFLEGE · Hofgraben 4 · 80539 München 

IHR ZEICHEN IHRE NACHRICHT VOM UNSERE ZEICHEN DATUM 

Dr. Jochen Haberstroh 

Abteilung B - Koordination Bauleitplanung 

Tel.: 089/2114-303 von 8 bis 12 Uhr 

Fax: 089/2114-407 

beteiligung@blfd.bayern.de 

  

 

 

BAYERISCHES LANDESAMT 

FÜR DENKMALPFLEGE 
– 
Dienststelle München: 

Hofgraben 4 
80539 München  
Postfach 10 02 03 
80076 München 
– 
Tel.: 089 2114-0 

Fax: 089 2114-300 
– 
www.blfd.bayern.de 
– 
Bayerische Landesbank München 
IBAN DE75 7005 0000 0001 1903 15 

BIC BYLADEMM 

Vollzug des Bayerischen Denkmalschutzgesetzes (BayDSchG) 
Stadt Bayreuth: 33. Änderung des Flächennutzungsplanes "Wohngebiet an der 
Hohlmühlleite" 
 
Zuständige Gebietsreferentin: 

Bodendenkmalpflege: Frau Dr. Ivonne Weiler-Rahnfeld 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
wir bedanken uns für die Beteiligung an der oben genannten Planung und bitten Sie, 

bei künftigen Schriftwechseln in dieser Sache, neben dem Betreff auch unser 

Sachgebiet (B Q) und unser Aktenzeichen anzugeben. Zur vorgelegten Planung 

nimmt das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege, als Träger öffentlicher Belange, 

wie folgt Stellung: 

 

Bodendenkmalpflegerische Belange: 

Wir weisen darauf hin, dass eventuell zu Tage tretende Bodendenkmäler der 

Meldepflicht an das Bayerische Landesamt für Denkmalpflege oder die Untere 

Denkmalschutzbehörde gemäß Art. 8 Abs. 1-2 BayDSchG unterliegen.  

 

Art. 8 Abs. 1 BayDSchG: 

Wer Bodendenkmäler auffindet ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren 

Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege anzuzeigen. Zur 

Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des Grundstücks sowie 
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der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die 

Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Nimmt der Finder an den 

Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben, aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so 

wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der Arbeiten befreit. 

 

Art. 8 Abs. 2 BayDSchG:  

Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche 

nach der Anzeige unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere 

Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die Fortsetzung der 

Arbeiten gestattet. 

 

Die Untere Denkmalschutzbehörde erhält dieses Schreiben per E-Mail mit der Bitte 

um Kenntnisnahme. Für allgemeine Rückfragen zur Beteiligung des BLfD im Rahmen 

der Bauleitplanung stehen wir selbstverständlich gerne zur Verfügung.  

Fragen, die konkrete Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege oder 

Bodendenkmalpflege betreffen, richten Sie ggf. direkt an den für Sie zuständigen 

Gebietsreferenten der Praktischen Denkmalpflege (www.blfd.bayern.de).  

Mit freundlichen Grüßen 

Dr. Jochen Haberstroh 

Diese Stellungnahme ist ohne eigenhändige Unterschrift gültig.  

Sollte das Fachrecht, auf dem die Beteiligung des Bayerischen Landesamtes für Denkmalpflege beruht, 

ausnahmsweise eine eigenhändig unterschriebene Stellungnahme verlangen, wird um Hinweis gebeten. 

 

 
 
  
 
  
 



 

 

 Bayernwerk Netz GmbH 

 Kundencenter Kulmbach 

Hermann-Limmer-Str. 9 

95326 Kulmbach 
 

www.bayernwerk-netz.de 

  

 

Ihr Ansprechpartner 

 Christian Hartl 

 Netzbau Kulmbach 
  

 T +499221808326 
  

 Christian.Hartl@bayernwerk.de 

Unser Zeichen: DFoNKu Ha 

  

 

 Datum 

 18. März 2021 

 

 

 

Sitz: Regensburg 

Amtsgericht Regensburg 

HRB 9476 
 

 

Geschäftsführer 

Dr. Joachim Kabs 

Robert Pflügl 

Peter Thomas 
 
 
 

Bayernwerk Netz GmbH, Hermann-Limmer-Str. 9, 95326 Kulmbach  

 

Stadt Bayreuth 

-Stadtplanungsamt- 

Postfach 10 10 52 

95410 Bayreuth 

 

  

Bayreuth, 

Stellungnahme: Vollzug des Baugesetzbuches 

Bebauungsplanverfahren 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite; 

Beteiligung der Behörden gem. § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Ihr Schreiben vom 15.03.2021 

  

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

nach Einsicht der uns übersandten Planunterlagen teilen wir Ihnen mit, dass unserer-

seits keine Einwände bestehen, da im Planungsbereich keine Versorgungsanlagen  

unseres Unternehmens betrieben werden. 

 

Der Planungsbereich liegt im Versorgungsgebiet der Stadtwerke Bayreuth Energie und 

Wasser GmbH. 

 

Wir bedanken uns für die Beteiligung am Verfahren und stehen Ihnen für Rückfragen 

jederzeit gerne zur Verfügung. 

 

Freundliche Grüße 

 

 

i.V.     i.A. 
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Bebauungsplanverfahren 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite; Flächennutzungsplan-

Änderungsverfahren Nr. 33 „Wohngebiet an der Hohlmühlleite“ 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zum o. g. Verfahren geben wir folgende Stellungnahme ab: 

 

Bezugnehmend auf Ihre Begründung zum Entwurf 04.01.2021, 

und bezugnehmend auf den BBP 3/19 idF 04.01.2021 

 

Generell: 

Es bestehen erhebliche Umwelt/Klima relevante Bedenken bei der Umsetzung des Vorhabens unserer-

seits. Das Vorhaben wird auf die vorhandene, ausgewiesene Funktion als Freiland-Klimatop zur biokli-

matischen Entlastung durch Frisch/Kaltluftproduktion und -ventilation erhebliche negative Auswirkun-

gen sowohl für die unmittelbar angrenzenden Siedlungsbereiche als auch für die abwärts Richtung In-

nenstadt gelegenen Stadtbereiche ausüben. 

Die hohe bioklimatische Ausgleichsleistung der vom Vorhaben beanspruchten Freiflächen (offene land-

wirtschaftliche Grünfläche in Hanglage; sehr hohe Kaltluftproduktion und ungestörtes Abflussverhalten) 

wird durch die Umsetzung des vorliegenden Planungsstands weitgehend zerstört. 

In diesem Zusammenhang: Die angedachte Grünzäsur (Grünzug) zur Gliederung und dauerhaften Tren-

nung der neuen von der vorhanden Siedlungsfläche im Norden ergibt keinen Sinn: gerade hier wäre ein 

nahtloser Anschluss der neuen Wohnfläche an die vorhandene Siedlung sinnvoll, mit dem Ziel so viel 

wie möglich von den Flächen des Freiland-Klimatops (Flur 189 und 191) zu erhalten. Eine Verlagerung 

des geplanten Wohngebietes gen Norden (Rodelberg, entlang Hohlmühlweg) bei Erhaltung der Vegetati-

onsstruktur auf Flur 53 und bei Begrenzung nach Süden zum Erhalt der Freiluftflächen würde den Ver-

lust an bioklimatische Ausgleichsleistung deutlich vermindern. 

 

Hierbei und generell bzgl. Lage zur Bahntrasse: 

Wir geben ausdrücklich zu bedenken, dass die Umsetzung des Vorhabens unter den Umständen eines 

zweispurigen Ausbaus der Bahnstrecke in einen Flächenkonflikt treten wird. Hier wäre also aus planeri-

scher Sicht ein entsprechend größerer Abstand der östlichen Grenze (Fürsetzer Str.) des Vorhabengebie-

tes Richtung Bahntrasse nötig! In diesem Zusammenhang weisen wir auch auf die Lärmbelastung der 

Bahntrasse auf die in unmittelbarerer Nähre geplante dichtere Wohnbebauung hin. Sie schreiben: „Hier 

ist es das Ziel, durch das unmittelbare Angrenzen von Hauptgebäuden, Garagen und Carports/Neben-

anlagen (mit mindestens einer festen Rückwand aus Ziegel, Beton o.ä.) den westlich liegenden Bereich 

Ihre Zeichen: 

Ihre Nachricht: 

Unser Zeichen: 

Datum: 

  

Kreisgruppe Bayreuth 

Alexanderstr.9 
95444 Bayreuth 

0921-27230 

bayreuth@ 
bund-naturschutz.de 
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vor den von der Bahn verursachten Lärmemissionen zu schützen.“. Das halten wir bei aller Liebe für 

nicht ausreichend und keine laut BImSchG erlaubte und gerechte Lärmschutzmaßnahme! 

 

Weiterhin: 

Es ergibt sich für uns keine Erklärung warum das Vorhabengebiet in Richtung Südwesten und Süden 

größere Teile der Biotope (amtliche Biotopkartierung Bayerns Nr. BT-0271-001, Obermainisches Hügel-

land, Ausgedehnter Feuchtbereich in der Tappert-Aue und Nr. BT-0272-001 und 002, Gehölze und Gras-

flur an der Hohlmühlleite) einfasst.  

Dieser Erweiterung in die bestehen schutzwürdigen Biotopflächen widersprechen wir ausdrücklich!  

Durch die von uns vorgeschlagene Verlegung der Wohnfläche nahtlos an die bestehende Siedlung wäre 

die von Ihnen geplante großzügige Erweiterung der BBP-Geltungsbereiches Richtung Westen und Süden 

völlig unnötig und das Vorhabengebiet könnte merklich verkleinert werden.  

Dies deutet auf ein weiteres Problem hinsichtlich der gesetzlichen Ausgleichsflächen laut BauGB und 

BNatSchG hin:   

Sie schreiben: „... ist im südlichen Bereich des Bebauungsplans eine Fläche für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft als interne Ausgleichsfläche festgesetzt. Auf 

dieser Ausgleichsfläche soll eine Streuobstwiese entstehen.“; als auch: „Private Grünflächen im Über-

gang zu den Biotopen (...) und zum Landschaftsschutzgebiet (...)“; als auch im Teil Umweltbericht: „... 

begrünte Flachdächer, (...) Grüner Gürtel zwischen den Grundstücken am Hang, im Übergang zur 

Landschaft und zur Ausgleichsfläche...“. 

Diese Ausgleichsmaßnahmen (Obstwiesen, Dachbegrünung(!), undefinierte „private Grünflächen“) wi-

dersprechen der Erhaltung der Funktion der derzeit vorhandenen Freiland-Klimatope (offene land-

wirtschaftliche Grünfläche in Hanglage; sehr hohe Frisch/Kaltluftproduktion und ungestörtes Abfluss-

verhalten) und führen durch die neuen Rauhigkeitsstrukturen zur Aufhebung der ursprünglichen biokli-

matischen Funktion. Daher sollte bei Umsetzung des Vorhabens hier ein neues Ausgleichs-Konzept zur 

überwiegenden Erhaltung der ursprünglichen Klimafunktion erarbeite werden. 

 

Einfriedungen  

Es muss sichergestellt werden, dass die Einfriedungen für Kleintiere durchlässig bleiben. Stichwort Bio-

topvernetzung. Hier bedingen wir die Ergänzung um die Zulässigkeit von Holzzäunen mit senkrechter 

Lattung und ohne Sockel zur Durchlässigkeit von Kleintieren. Es sollte auf Maschendrahtzäune und 

Vergleichbares verzichtet werden. 

 

Nebenanlagen 

Laut §14 Abs. 1 BauNVO kann im Bebauungsplan ...“die Zulässigkeit der Nebenanlagen und Einrich-

tungen eingeschränkt oder ausgeschlossen werden.“ Sowohl laut §12 (6) BauNVO kann im Bebauungs-

plan ... „festgesetzt werden, dass in Baugebieten oder bestimmten Teilen von Baugebieten Stellplätze und 

Garagen unzulässig oder nur in beschränktem Umfang zulässig sind, soweit landesrechtliche Vorschrif-

ten nicht entgegenstehen.“ 

Weiterhin gilt im Sinne des §1a Abs. 2 BauGB die Vermeidung von unnötiger Bodenversiegelung zum 

Erhaltung der Leistungsfähigkeit von Natur und Umwelt. Daher schlagen wir vor, die Errichtung von 

Nebenanlagen wie Garagen, Carports und Stellplätze außerhalb der Baugrenzen laut §14 Abs. 1 

BauNVO zu untersagen (ausgenommen Versorgung mit Strom, Wasser, Wärme, Kommunikation im 

Sinne §14 Abs. 2 und 3). Die (falls überhaupt) benötigten Nebenanlagen sollten innerhalb der ausgewie-

senen Baugrenzen beschränkt bleiben. Dies macht das Vorhaben nicht unmöglich, da durch eine entspre-

chende darauf aufbauende Festlegung der Baugrenzen die Umsetzung gewährleitet und gleichzeitig eine 

Ausuferung und unkontrollierte Verbauung von Nebenanlagen verhindert werden kann (§9 Abs. 4 

BauGB, BayBO). Folglich - Stellplätze: 

Es muss im Sinne §1a Abs. 2 BauGB eine unnötige Bodenversiegelung verhindert werden. So müssen 

die Flächen für Park/Stellplätze für Niederschlagswasser durchlässig festgeschrieben werden (z.B. Ver-

wendung wassergebundener Befestigungen oder andere zielführender Methoden). Hierfür gibt es ausrei-

chende Ermächtigungsgrundlagen (Art. 81 BayBO). 

 

 

 



3 

Dachbegrünung  

Hierfür scheint es Ihrerseits wohl ausreichende Ermächtigungsgrundlagen zu geben, obwohl Dachbegrü-

nungen in keinem der relevanten Gesetzten (BauGB, BauNVO, BayBO) explizit geregelt sind.  

Dachbegrünungen sind bioklimatisch nur von untergeordneter Bedeutung, zumal eine ausreichende 

(automatische), teure Bewässerung auf den Dachflächen garantiert werden muss.  

Sinnvoller sind umfangreiche Begrünungen (ohne Gifteinsatz, Regelung über kommunale Grünflächen-

ordnung!) der Bodenflächen (Auflockerung Verkehr, Stellplatz, sonstig. versiegelter Freiflächen) z. B. 

durch extensive Blühstreifen, Baumpflanzungen (Beschattung, Staubfilterung), Hochbeete etc. und Fas-

sadenbegrünungen. Auch sind zur Regulierung des Wärme/Hitzeaushaltes helle/weiße Fassaden, Dach-

materialen und sonstige Baukörperoberflächen (Erhöhung der Albedo, Minderung der Wärme-

Absorption) festzuschreiben (§9 Abs.1 (20, 25), Abs. 6 BauGB, Art. 81 BayBO).  

Anstatt Dachbegrünung, mit sehr zweifelhaftem Nutzen zur Minderung bioklimatischer Stressfaktoren 

im Boden-Niveau (Aufenthaltsraum der Menschen), sollte der laut BayBO erlaubte Bau von Solarener-

gieanlagen und Sonnenkollektoren vorgeschrieben oder zumindest vorbereitet und mit den übrigen Dach-

flächen und Dachaufbauten abgestimmt werden. Zur effektiven Nutzung der Solarenergie muss die Lage 

der Dachflächen entsprechend der jeweils pro Gebäude bestehenden örtlichen Begebenheiten optimal 

exponiert und geneigt im BBP vorgeschrieben werden (siehe https://www.solare-stadt.de/region-

bayreuth). Achtung: Falls Sonnenkollektoren nur prinzipiell zugelassen werden, gilt trotzdem, dass vor-

greifend für eine künftige, effektive Nutzung der Solarenergie die Lage der Dachflächen entsprechend 

der jeweils pro Gebäude bestehenden örtlichen Begebenheiten optimal exponiert und geneigt im BBP 

vorgeschrieben werden muss. Auch hierfür gibt es ausreichende Ermächtigungsgrundlagen (z.B. Art. 81 

BayBO). 

 

Wasserwirtschaft 

Wir schlagen vor, dass Zisternen zur Regenwassernutzung anzulegen sind, entweder pro Grundstück 

oder als Gemeinschaftsanlagen). Dies entspricht auch §9 Abs. 1 (14, 16, 20), Abs. 6 BauGB; Art.81 

BayBO). Begründung: Die Erhaltung der Grundwassermenge gewinnt durch die menschenverursachte 

Erwärmung des Erdklimas auch regional in Oberfranken und lokal in der Stadt Bayreuth an nicht mehr 

zu vernachlässigende Bedeutung v. a. hinsichtlich der bereits derzeitig vorhanden und zukünftig wahr-

scheinlich fortdauernden Veränderung des Niederschlagsregimes hin zu längeren Dürrezeiten unterbro-

chen von kurzen Stark- und Stärkst-Niederschlägen. Ein entsprechendes dem Klimawandel angepasstes 

Wassermanagement für das neugeplante o. g. Bauvorhaben mit hoher Bodenverdichtung sollte zwingend 

erstellt werden (Gewährleitung der Niederschlagswasser-Versickerung, Vermeidung von Bodenversiege-

lung und Regenwassernutzung (z.B. Zisternen etc.) für Brauchwasser oder Grünflächenbewässerung). 

Zudem fordern wir das Verbot von Schotter-, Kies- bzw. Steinfläche und unnötiger As-

phalt/Betonflächen. Begründung: Asphalt/Schotter/Steinflächen heizen sich bei intensiver Sonnenein-

strahlung extrem auf und generieren so zusätzliche Hitze und bioklimatischen Stress für Menschen. Be-

pflanze Flächen hingegen wirken (neben anderen positiven Eigenschaften) durch die Verdunstungsleis-

tung (Evapotranspiration, Verdunstungskälte) bei heißen Wetterlagen abkühlend und können zu einer 

Minderung der bioklimatischen Belastung führen. Zudem wird i. d. R. bei Schotter/Steinflächen ein Vlies 

oder eine Folie eingebaut und der Boden somit versiegelt und eine Niederschlagswasser-Versickerung 

verhindert. Ebenso bieten diese Flächen keinen Lebensraum für zahlreiche Tierarten (z.B. Insekten).  

Zur nötigen Wasserversorgung der Grünflächen im Vorhabenbereich während Dürreperioden wäre hier 

die o .g. Regenwasserrückhaltung und anschließende Nutzung (Zisternen etc.) äußerst sinnführend! 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 
           (Dr. Johannes Lüers – Geschäftsstelle BUND Naturschutz Kreisgruppe Bayreuth) 
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3/19 Frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung Wohngebiet an der Hohl-
mühlleite gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

zu o.g. Bauleitplanverfahren nehmen wir wie folgt aus wasserwirtschaftlicher Sicht 

Stellung:  

 

1. Altlasten 

 
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes bzw. Änderungsbereich des Flächennut-

zungsplanes sind uns derzeit keine Altlasten, schädliche Bodenveränderungen oder 

Altlastenverdachtsflächen bekannt.  

Hinsichtlich etwaiger, uns unbekannter, Altlasten und deren weitergehenden Kenn-

zeichnungspflicht gemäß Baugesetzbuch sowie der bodenschutz- und altlastenbezo-

genen Pflichten (vgl. BayBodSchVwV) empfehlen wir ergänzend einen Abgleich mit 

dem aktuellen Altlastenkataster des Umweltamtes der Stadt Bayreuth. 
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Sollte dennoch bei den Baumaßnahmen organoleptisch auffälliges Material entdeckt werden, 

ist ein Fachbüro einzuschalten und es sind die zuständigen Behörden zu informieren 

2. Wasserversorgung, Grundwasser- und Bodenschutz 

 

Das geplante Wohnbaugebiet kann an die öffentliche Trinkwasserversorgungsanlage der 

BEW angeschlossen und daraus ausreichend versorgt werden. Amtlich festgesetzte Trink-

wasserschutzgebiete werden durch das Planungsgebiet nicht berührt. 

Uns liegen keine Grundwasserstandsbeobachtungen im Planungsgebiet vor. Der Grundwas-

serstand muss durch geeignete Erkundungen ermittelt werden. Hierzu ist ein hydrogeologi-

sches Fachgutachten erstellen zu lassen. 

Durch das Vorhaben werden die Belange des Schutzgutes Boden berührt. Nach Baugesetz-

buch (BauGB) Anlage 1 (zu § 2 Absatz 4 und §§ 2a und 4c) ist für die vorhandenen Böden 

eine Bestandsaufnahme und Bewertung der im Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) auf-

geführten Bodenfunktionen durchzuführen. 

Für die Bodenuntersuchung einschließlich der Bodenfunktionsbewertung wird empfohlen, ei-

nen qualifizierten Fachgutachter zu beauftragen. Dabei sind ggf. vorhandene geogene bzw. 

großflächig siedlungsbedingte Bodenbelastungen zu berücksichtigen. Darüber hinaus sind 

geeignete Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger Aus-

wirkungen auf das Schutzgut Boden aufzuzeigen.  

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind insbesondere für Aushub und Zwischenlagerung zum 

Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen Beeinträchtigungen die Vorgaben der 

DIN 18915 und DIN 19731 zu berücksichtigen. Zudem wird empfohlen, im Vorfeld von Bau-

maßnahmen mit einer Eingriffsfläche > 5.000 m² oder bei Böden mit hoher Funktionserfül-

lung oder besonders empfindlichen Böden eine bodenkundliche Baubegleitung einschließlich 

Bodenschutzkonzept, gemäß DIN 19639 Bodenschutz bei Planung und Durchführung von 

Bauvorhaben vorzusehen. 

Die Entsorgung von überschüssigem Bodenmaterial sollte zur Vermeidung von Bauverzöge-

rungen und Mehrkosten mit ausreichendem zeitlichem Vorlauf vor Baubeginn geplant wer-

den. Dabei wird die Erstellung einer Massenbilanz „Boden“ mit Verwertungskonzept empfoh-

len. Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Bodenaushub bzw. die Wiederverwendung von 

Bodenmaterial innerhalb der Baufläche. 

Bei überschüssigem Aushubmaterial sind abhängig vom jeweiligen Entsorgungsweg die 

rechtlichen und technischen Anforderungen (z. B. § 12 BBodSchV, Leitfaden zur Verfüllung 

von Gruben und Brüchen sowie Tagebauen, LAGA M 20 1997 sowie DepV) maßgeblich. 

3. Gewässerschutz und Abwasserentsorgung 

 

Die Entsorgung der neuen Bauflächen ist über vorhandene Kanäle und Leitungen in der be-

stehenden Fürsetzer Str. möglich. Ebenso schafft die geplante öffentliche Erschließung die 

Möglichkeit einer Entwässerung und Verlegung von Rohrleitungen.  
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Die Menge des einzuleitenden Oberflächenwassers in den städtischen Kanal soll auf 60 l/s x 

ha Grundstücksfläche begrenzt werden. Entsprechende Rückhaltemaßnahmen sind auf dem 

jeweiligen Baugrundstück vorzusehen. Die festgesetzte Begrenzung der Einleitungsmenge 

stellt die rechnerische Grundlage für den Generalentwässerungsplan der Stadt Bayreuth dar. 

Innerhalb des Geltungsbereichs liegt ein bereits hergestelltes Regenrückhaltebecken, das 

mit dem vorliegenden Bebauungsplan auch planungsrechtlich gesichert wird. 

Wasserdurchlässige Beläge für Zugänge und Zufahrten sind aus wasserwirtschaftlicher Sicht 

zu begrüßen. Auch auf die Verbesserung der mikroklimatischen Verhältnisse wird geachtet. 

Somit ist die Entsorgung gesichert. 

 

Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

gez. 

 

Boris Roth 

Abteilungsleiter für 

Stadt und Landkreis Bayreuth  

 



Stellungnahme(n) (Stand: 25.05.2023)

Sie betrachten: 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. §3 (1) und §4 (1) BauGB

Zeitraum: 15.03.2021 - 19.04.2021

Behörde: Stadt Bayreuth: Stadtbauhof
Frist: 19.04.2021 

Stellungnahme: Erstellt von: Bernd Sellheim, am: 19.04.2021 , Aktenzeichen: BF

Das Regenrückhaltebecken muss mit dem Hochdruckspülwagen anfahrbar sein. Zur Bewirtschaftung ist um das
Becken, bzw. auf dem Damm des Beckens ein Wirtschaftsweg notwendig.

Das Wohngebiet Hohlmühlweg/Sandleite wird derzeit zur Abfallentsorgung über die Fürsetzer Str. angefahren.
Sofern die Fürsetzer Str. künftig als Rad- u. Fußweg gewidmet wird, muss eine Zufahrt über den Holmühlweg
geschaffen werden. Dies ist aufgrund des niedrigen und schmalen Durchgangs der Bahnbrücke aktuell nicht
möglich.

Grundsätzlich sind Müllbehälterstandplätze gemäß Anlage zur Abfallwirtschaftssatzung anzulegen. Insbesondere
ist hierbei zu beachten dass der Transportweg der Abfallbhälter 15 m nicht überschreitet. Wird dieser
überschritten, müssen die Abfallbehälter durch die Grundstückseigentümer bzw. Nutzer selbst an die Straße
stellen.

Des weiteren weisen wir darauf hin, dass die Abfallbehälter der Anlieger aus der Privatstr. am Abfuhrtag
grundsätzlich am Sammelpunkt Abfall bereitszustellen sind.

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -



Stellungnahme(n) (Stand: 25.05.2023)

Sie betrachten: 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. §3 (1) und §4 (1) BauGB

Zeitraum: 15.03.2021 - 19.04.2021

Behörde: Stadt Bayreuth: Stadtgartenamt
Frist: 19.04.2021 

Stellungnahme: Erstellt von: Annegret Läkamp, am: 15.04.2021 , Aktenzeichen: STG-Lä/BPL 3/19

STG möchte zum vorliegenden Bebauungsplan in Bezug auf die Lage und Ausdehnung des Kinderspielplatzes
einige Vorschläge unterbreiten.
Den Rodelhang langfristig als Grünfläche zu sichern und diesen von Bebauung freizuhalten wird seitens STG
sehr begrüßt. Den Kinderspielplatz gut erreichbar am Anfang des Wohngebietes in unmittelbarer Nachbarschaft
zum Rodelhang und den vorgelagerten Parkplätzen zu situieren findet die Zustimmung von STG.

Das STG sieht aber Probleme bei der Führung des R+F-Weges. Dieser baut eine Barriere zwischen Rodelhang
und Spielplatz auf und unterbricht dadurch die Spielbeziehungen, die zwischen Rodelhang als großzügiger
Freifläche und Spielplatz entstehen könnten. STG würde gerne die Rodelhangfläche zumindest am Rande in die
Spielplatzplanung einbeziehen. Am Standort Hohlmühlleite könnten wir uns einen Spielplatz auch für größere
Kinder zwischen den Kleinkinderspieleplätzen "Hühnerhof" am Lupi-Ring und Meysenbugweg in der Hohlmühle
vorstellen. Möglich wäre hier zum Beispiel mit einer langen Hangrutsche, als besondere Attraktion und in
Ergänzung der Vielfalt der Bayreuther Kinderspielplätze, mit Auslauf im Spielplatzbereich zu arbeiten.

Aus den vorgenannten Gründen wäre vorstellbar, den F+R-Weg weiter entlang der Erschließungsstraße zu
führen und vor dem Parkplatz in das Wohngebiet einzuschwenken. Der F+R-Weg würde so einen zusätzlichen
Puffer zur Erschließungsstraße darstellen. Der Kinderspielplatz muss entlang der Fürsetzer Straße so wie so mit
einer Barriere zur Straße abgeriegelt werden. Dies könnte eine Heckenpflanzung in Ergänzung des vorhandenen
Strauchbestandes sein. Auf eine Einzäunung nach Westen könnte dann verzichtet werden.

Der vorhandene Baum- und Strauchbestand und auch die Topographie (kleines Kerbtal) stellen eine
Bereicherung für das Kinderspiel dar. Deshalb sollte die gesamte Fläche bis zur Fürsetzer Straße evtl. mit
vorgelagertem F+R-Weg in die Spielplatzplanung einbezogen werden.

Als weitere Ergänzung schlägt STG Baumpflanzungen entlang des westlichen R+F-Weges vor. Diese sollen die
Aufmerksamkeit auf den R+F-Weg beim Rodeln oder auch sommerlichen Aktivitäten erhöhen. Dadurch können
evtl. Kollisionen mit Radfahrern und Fußgängern vermieden werden.

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -



Stellungnahme(n) (Stand: 25.05.2023)

Sie betrachten: 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. §3 (1) und §4 (1) BauGB

Zeitraum: 15.03.2021 - 19.04.2021

Behörde: Stadt Bayreuth: Straßenverkehrsamt
Frist: 19.04.2021 

Stellungnahme: Erstellt von: Heinz Pfister, am: 18.03.2021 , Aktenzeichen: 11/610/0

Zum Bebauungsplan Hohlmühlleite nimmt VKA wie folgt Stellung:

Erschließung über die Fürsetzer Straße:

Die Fürsetzer Straße ist nur 5,5 m breit. Damit gab es in der Vergangenheit immer wieder Probleme.
Insbesondere bei Gegenverkehr. Weiterhin wird über dieser Sammelstraße der Verkehr zwischen den
Wohngebieten Destuben und Thiergarten sowie Hohlmühle, Fürsetz nach Oberkonnersreuth zu den
Nahversorgern, Gewerbebetrieben in Oberkonnersreuth und den weiterführenden Straßen geführt. Auch der
Schulbus, der die Kinder aus der Hohlmühle, Fürsetz und Oberkonnersreuth zur Schule nach St. Johannis fährt,
wird über dieser Straße geführt. Wenn das Wohngebiet in der Bebauung beendet ist, werden auch junge
Familien mit Kinder dort wohnen, aber eine Schulbushaltestelle ist nicht vorgesehen. Hier sollte unbedingt das
Schulamt um eine Stellungnahme gebeten werden.

Durch die Änderung der Bebauung der Fürsetzer Straße im Süden auf einer Gesamtbreit von nur 4 m im Süden
im Mischverkehr (Fußgänger, Radfahrer, PKW und größer) kann sich die neue Wegeverbindung für das Rad- und
Fußwegnetz nicht besonders rühmen. Ebenso der verbleibende Restbestand mit der Breite von 5,5m.

Der nördliche Radweg von Oberkonnersreuth kommend in das Wohngebiet Hohlmühlleite ist eine leichte
Gefällestrecke und wird dann im Wohngebiet als "Gefährlich" für die Anwohner, Fußgänger und Kinder am
Spielplatz subjektiv wahrgenommen werden. Bevor wir dort wieder in eine neue Diskussion von Umlaufsperren
geraden, sollte die Strecke baulich ausgebremst werden. Besonders bei der Zufahrt in die Hohlmühlleite.

Interne Erschließung:

Die Hohlmühlleite soll im Ausbau einer Ringstraße verkehrsberuhigter Bereich im Sinne der
Straßenverkehrsordnung werden. Diese ist im Mittel 5, 5 m breit und wir an den Einmündungen auf 6 m erweitert.
Dort bestehen in der Anbindung an der Fürsetzer Straße Grünstreifen die dann von den Anwohnern begrünt
werden sollen. Dadurch werden jedoch die Sichtverbindungen zum Verkehr der Fürsetzer Straße unterbrochen.
Im Norden zusätzlich durch die öffentlichen Parkplätze im Kurvenbereich. Die Ausweitung der Einmündung auf 6
m steht den baulichen Mindestanforderungen entgegen. Hier wird gefordert, dass durch bauliche Elemente an
den Zufahrten zwischen zuführender Straße und der Einfahrt in den verkehrsberuhigten Bereich eine Torwirkung
entsteht, die u. a. die Fahrzeugführer auf ihre Sorgfaltspflicht beim Aus- und Einfahren gemäß §10 Satz1 StVO
hinweist. Geschwindigkeitshemmende Elemente sowie Gestaltungselemente zur Sicherung und Abgrenzung von
reinen Aufenthaltsflächen, ohne in der Summe zu keiner Trennung der Verkehrsarten führen, fehlen. 

Die Ringstraße soll als Verkehrsberuhigter Bereich ausgebaut werden. Die Voraussetzungen hierfür sind jedoch
nicht ersichtlich. Zur Anordnung eines verkehrsberuhigten Bereiches fehlt die Vorsorge für den ruhenden Verkehr
(Ziffer III. der VWV zu Verkehrszeichen 325.1/325.2 der Straßenverkehrsordnung). Zwar sind im Süden des
Bebauungsplanes Stellflächen vorgesehen, doch diese werden nicht durch Besucher, Gäste, Lieferanten und
Handwerker genutzt werden, wenn das Ziel im Norden der Bebauung liegt. Im Norden selbst sind keine
Stellflächen innerhalb des Ringes vorgesehen, außer den öffentlichen Parkflächen außerhalb der Bebauung.
Diese werden jedoch ebenso wenig genutzt werden, da diese umständlich zu erreichen und zu weit vom
Zielobjekt entfernt sind. Auf Basis dieses Bebauungsplans können aber keine weiteren Parkflächen im gesamten
verkehrsberuhigten Bereiches markiert werden. 
Folglich besteht hier Nachholbedarf an Parkflächen im Norden, innerhalb der Ringstraße. 

Radanbindung:

Diese ist sehr kritisch zu hinterfragen. Die Probleme beginnen bereits im Norden (siehe oben). Bereits im
Begegnungsverkehr Radler und Kfz sind die Verkehrsflächen zu schmal und wenn dann noch ein Fußgänger
unterwegs ist muss dieser in die Grünanlage seines Nachbarn hüpfen. Sollte dann doch noch ein seltener, aber
langsam fahrender Radler unterwegs sein, so kann dieser nicht mit einem Mindestabstand von 1,5 m überholt
werden.

Auch die Weiterführung ist sehr fraglich! Wie bereits oben aufgeführt ist die Fürsetzer Straße eine
Sammelverbindungsstraße zwischen Thiergarten, Destuben , Hohlmühlallee, Fürsetz und Oberkonnersreuth. Mit
Widmungsänderung (R+F-Weg, Anlieger frei), Verschmälerung auf 4m und Beschilderung wird dieser Weg nicht
sicherer, sondern gefährlicher für alle Verkehrsteilnehmer. Wie bereits oben aufgeführt fährt hier täglich der
Schulbus mit den Schulkindern aus der Hohlmühle , Fürsetz und künftig Hohlmühlleite zur Grundschule in St.
Johannis. Die Bewohner von Fürsetz und evtl. Hohlmühlallee sind aber auch Anlieger. Verkehrszeichen 240
(gemeinsamer Geh- und Radweg) mit dem Zusatzzeihen Anlieger frei werden den Schleichverkehr in Richtung
Thiergarten und Destuben nicht unterbinden. 
Bei 4 m Breite Begegnungsverkehr mit Anliegern oder dem Schulbus ist diese Anbindung eine Scheinsicherheit
für Fußgänger und Radfahrer. Da diese Strecke auch abschüssig in Richtung Fürsetz ist, ist auch mit der
Geschwindigkeitsüberschreitung der Radler*Innen in Richtung Fürsetz zur rechnen. wenn die Schulkinder zur



Geschwindigkeitsüberschreitung der Radler*Innen in Richtung Fürsetz zur rechnen. wenn die Schulkinder zur
Haltestelle in Fürsetz oder Hohlmühlallee laufen müssen ist dies zusätzlich ein gefährlicher Schulweg. 

Insgesamt wird die Sammelstraße Fürsetzer Straße der Gemarkung Oberkonnersreuth durch diese Bauliche
Maßnahme für immer unterbrochen.

Ebenso wird die westliche Anbindung an die Hohlmühlallee über den Hohlmühlweg in naher Zukunft nicht
verwirklicht werden können. Die Bewohner und Nutznießer der Hohlmühle befinden sich seit Jahren im Streit mit
Bewohnern des Hohlmühlweges. Grund hierfür ist, dass direkt vor der Brücke über den Tappert Privatgrund
beginnt und dieser mit Verkehrszeichen 250 und Zusatzzeichen Privatgrund beschildert ist (Stand: 2017).
Dahinter beginnt der Bereich des Bayreuther Bogenschützenvereins und dann das Anwesen von Frau
Herrmannsdörfer. In der weiteren Folge wird der Fuß-und Radverkehrs im Hohlmühlfeld zum Stehen kommen.
Denn der Zugang /Zufahrt zum Meysenbugweg
ist mit einem Tor, das geschlossen ist und zusätzlich durch Kette und Vorhängeschloss gesichert, verwehrt. 

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -



Stellungnahme(n) (Stand: 25.05.2023)

Sie betrachten: 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. §3 (1) und §4 (1) BauGB

Zeitraum: 15.03.2021 - 19.04.2021

Behörde: Stadt Bayreuth: Tiefbauamt
Frist: 19.04.2021 

Stellungnahme: Erstellt von: Gisbert Röhle, am: 19.04.2021 , Aktenzeichen: -

Die Entwässerung des Baugebietes erfolgt im Trennsystem. Die Festsetzung einer Drosselabflussspende mit 60
l/sxha ist nicht erforderlich. 
Das zusätzliche Baugebiet ist in der Berechnung / Dimensionierung des Regenrückhaltebeckens bereits
berücksichtigt. Der RW-Anschluss (zukünftiges Baugebiet) wird mit Errichtung des Rückhaltebeckens
vorgehalten.
Anfallendes Schmutzwasser kann in den bestehenden SW-Kanal im Hohlmühlweg (Variante 1) oder MW-Kanal
parallel zum Tappert (Variante 2) eingeleitet werden. Bei Variante 1 ist zwingend ein Grunderwerb der Fl.-Nr.
189/2, Gem. Oberkonnersreuth notwendig. Für Variante 2 ist ein Eingriff in das bestehende
Landschaftsschutzgebiet erforderlich. 
Für die Entwässerungsplanung (Schmutz- und Regenwasser) ist seitens PL eine Ingenieurbüro zu beauftragen!
Nach derzeitigem Stand ist seitens der Deutschen Bahn keine Auflassung des alten Bahndurchlasses
vorgesehen. Dieses ist in der Entwässerungsplanung zu berücksichtigen.
Gemäß textlicher Festsetzung ist für die Grundstückseinfriedungen eine Höhe von max. 1,5m (Holzzaun im
Bereich öffentlicher Flächen) zulässig. Für die Einzäunung des Regenrückhaltebeckens
(Verkehrssicherungspflicht) ist jedoch die Errichtung eines ca. 1,8m hohen Doppelstabgitterzaunes erforderlich. 
Für die geplante Wegeverbindung, als auch mögliche Ableitung von Schmutzwasser ist Grunderwerb der Fl.-Nr.
189/2, Gem. Oberkonnersreuth notwendig. Hier befindet sich ein Brunnen, der ggf. aufzulassen oder zu sichern
wäre.
Anhand der vorliegenden Planung ist keine Zufahrt (Wartung und Unterhalt) des Regenrückhaltebeckens möglich.
Im Bereich der privaten Parkplätze südwestlich WA2 ist eine Zufahrt einzuplanen.
Nördlich des geplanten Regenrückhaltebeckens ist ein ausreichender Abstand für die zu erstellende Böschung
und Zaunanlage zur geplanten Wohnparzelle WA1 vorzuhalten.
Im südlichen WA1 fehlt die Zufahrt für die Garagen über die privaten Parkplätze.
Für die öffentlichen Parkplätze sind die geplanten Fahrradabstellanlagen einzutragen. Die Gemeinschafts-
Nebenanlage des WA4 (GNA) - private Anlage? - ist auf öffentlichen Parkplätzen eingezeichnet. Von den
öffentlichen Parkplätzen sollte eine Wegeführung in das Wohngebiet vorgesehen werden. 
Im Bereich der öffentlichen Parkplätze sind geländebedingt Aufschüttungen oder Stützmauern erforderlich
(gemäß textlicher Begründung sollten Aufschüttungen jedoch weitestgehend verhindert werden!)
Für die Verlegung der Kanäle im Trennsystem sowie weiterer Versorgungsleitungen ist die Erschließungsstraße
in einer lichten Weite mit 6,0 m herzustellen.
Die abschnittsweise Verlegung der Fürsetzer Straße von Flächen der Deutschen Bahn auf städtischen Grund
wird befürwortet. Nördlich der Fl.-Nr. 53/10 sollte die Fürssetzer Straße in einer Flucht hergestellt werden. Eine
abknickende Straßenführung sollten vermieden werden. 
Die Einengung und Umwidmung der Fürsetzer Straße wird seitens T nicht zugestimmt. Hier werden analog wie
am Eichelberg/Panoramaweg Beschwerden / Klagen von Landwirten befürchtet. Es ist auch nicht erklärbar
weshalb der aus dem Wohngebiet kommende Anliegerverkehr ausschließlich durch den Ortskern
Oberkonnersreuth geführt werden soll. Die Verkehrsverhältnisse dort entsprechen denen im Ortsteil Thiergarten.
Also wäre ein Abfließen des Verkehrs in diese Richtung ebenso denkbar. 
Baumpflanzungen im Bereich der Einengung (keine Maßangabe, ca. 2,0m?) sollten entfallen.

Anhänge: -

Nachträge: -



manuelle Einträge: 1. manueller Eintrag
Erstellt am: 21.03.2022

Hallo Uli,
anbei, wie soeben telefonisch besprochen, der Entwurf für die Ausgleichsflächen gemäß
landschaftspflegerischem Begleitplan (Forderung naturschutzrechtliche Genehmigung seitens UA — Frau
Teckelmann) für die Errichtung des Regenrückhaltebeckens „Erschließung Baugebiet Johannes-Lupi-Ring\" zur
Kenntnis.
Gemäß telefonischer Rücksprache mit Frau Gommelt (OPUS) sind im Ergebnis der Kompensationsberechnung
20.600 Wertpunkte (ca 3.400 m2) auszugleichen. Die im Entwurf gekennzeichneten Flächen (hier gibt es
Überschneidungen mit dem Entwurf B-Plan Hohlmühlleite) berücksichtigen ca 14,400 Wertpunkta Resultierend
müsste noch eine zusätzliche Fläche zum Ausgleich herangezogen werden,
Ist es möglich, diese Ausgleichsflächen im Rahmen des B-PIanverfahren zu berücksichtigen oder ist das
Regenrockhaltebecken schon im geplanten B-PIanverfahren inbegriffen?
Ich würde Dich bitten, im Rahmen der heutigen DL das Thema kurz mit Frau Kelm und Herrn Röhle
abzustimmen. Vielen Dank schon mal dafür.
Mit freundlichen Grüßen
Christoph Batschkat

Anhang:
BP_3_19_T Tückhalte_2021_01_18 (3193_65500_bp_3_19_t_tueckhalte_2021_01_18.pdf)



Stellungnahme(n) (Stand: 25.05.2023) 
Sie betrachten: 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite 

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. §3 
(1) und §4 (1) BauGB 

Zeitraum: 15.03.2021 - 19.04.2021 

 
 

Behörde: 
Stadt Bayreuth: Amt für Umwelt- und Klimaschutz 

Frist: 19.04.2021  

Stellungnahme: Erstellt von: Winfried Horcher, am: 19.04.2021 , Aktenzeichen: UA 170 
St 
 
Zu den oben näher bezeichneten Bebauungsplanverfahren und 
Flächennutzungsplanänderungsverfahren wird seitens UA wie folgt 
Stellung genommen: 
 
Immissionsschutz: 
 
Das Plangebiet grenzt östlich unmittelbar an die Bahnlinie Bayreuth-
Nürnberg an. Die BAB A9 ist ca. 300 m entfernt. 
Im Rahmen des Verfahrens wäre (ggf. durch Prognosegutachten) zu 
prüfen, in-wieweit die Orientierungswerte für die Bauleitplanung gem. 
DIN 18005 eingehalten bzw. überschritten werden und welche 
Maßnahmen daraus eventuell abzuleiten sind. 
Es ist zu vermuten, dass zumindest für die Anwesen entlang der 
Bahnlinie passive Schallschutzmaßnahmen erforderlich sind und dass 
eine Grundrissplanung notwendig ist, bei der die schutzbedürftigen 
Räume nicht zur Bahnlinie hin angeordnet werden. 
UA weist außerdem darauf hin, dass im Hinblick auf ein störungsfreies 
Mit- und Nebeneinander von Wohnen und Landwirtschaft das AELF als 
Träger öffentlicher Belange – wie im aktuellen Schreiben des StMELF 
zum Vollzug der Baugesetze gefordert (Aktenzeichen A2-7242-1/340 
vom 23.03.2021) – beteiligt werden sollte. 
 
Wasserrecht / Bodenschutzrecht: 
 
Aus wasser- und bodenschutzrechtlicher Sicht ohne Einwände. 
 
Naturschutz: 
 
Die Stellungnahme wird nach der Sitzung des Naturschutzbeirats 



(27.04.2021) bzw. mit der Stellungnahme des Naturschutzbeirats 
abgegeben. 
 
Fachkundige Stelle: 
 
Aus Sicht der Fachkundigen Stelle für Wasserwirtschaft ohne Einwände. 
 
 
Anhänge: - 
 
 

 



















Stellungnahme(n) (Stand: 25.05.2023)

Sie betrachten: 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. §3 (1) und §4 (1) BauGB

Zeitraum: 15.03.2021 - 19.04.2021

Behörde: Stadtwerke Bayreuth Energie und Wasser GmbH
Frist: 19.04.2021 

Stellungnahme: Erstellt von: Dipl.-Ing. (FH) Ch. Pliogas (Stadt Bayreuth), am: 28.04.2021 , Aktenzeichen: NM/N/NV

In Papierform eingegangen am 22.04.2021

Anhänge:
Stadtwerke_Bayreuth_mit_Plänen_22042021 (110987_stadtwerke_bayreuth_mit_plaenen_22042021.pdf)

Nachträge: -

manuelle Einträge: 1. manueller Eintrag
Erstellt am: 16.03.2022

durch Erweiterung der vorhandenen Versorgungsnetzte von Trinkwasser, elektrischer Energie und Erdgas kann
die Erschließung des ausgewiesenen Bebauungsgebietes erfolgen. 

Der Löschwassergrundsatz nach DVGW Arbeitsblatt W405 ist gewährleistet. Voraussetzung für die Versorgung
mit Erdgas ist eine entsprechende Nachfrage sowie deren Wirtschaftlichkeit. 
Elektrische Energie kann nach der Erweiterung des vorhandenen Mittelspannungsnetztes (20-kV) vom
Hohlmühlweg aus zur Verfügung gestellt werden. Hierzu ist jedoch eine neue begehbare Transformatorenstation
im nördlichen Bereich des geplanten Baugebietes (s. Planauszug) nötig. Die benötigte Grundfläche, mit
allseitigem Umgehungsstreifen, beträgt ca. 6x6 m. 

Neue Versorgunsanlagen werden von uns vorrangig in öffentlichen Verkehrsflächen verlegt. 
Falls elektrische Anlagen (Erdkabel.,, Trafostation, Schalt- und Verteilerschränke), Wasser- oder Gasleitungen in
nicht öffentlichen Flächen gestellt oder verlegt werden müssen, so sind diese grundbuchmäßig zu unseren
Gunsten zu sichern. 
Trassen von neuen Versorgungsanlagen dürfen nicht mit Bäumen oder Sträuchern bepflanzt oder überbaut
werden.



Stellungnahme(n) (Stand: 25.05.2023)

Sie betrachten: 3/19 Wohngebiet an der Hohlmühlleite

Verfahrensschritt: Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und der Behörden gem. §3 (1) und §4 (1) BauGB

Zeitraum: 15.03.2021 - 19.04.2021

Behörde: Stadtwerke Bayreuth Verkehr und Bäder GmbH
Frist: 19.04.2021 

Stellungnahme: Erstellt von: Gerd Luber, am: 07.04.2021 , Aktenzeichen: -

Das neue Wohngebiet ist mit der Stadtbus-Linie 315 Storchennest-Hohlmühle-Destuben im Stundentakt und der
Haltestelle Hohlmühle bzw. mit den Linien 310 Storchennest-Wolfsbach und 311 Oberkonnersreuth-Wolfsbach im
ca. Stundentakt mit der Haltestelle Oberkonnersreuth Ortsmitte erschlossen.

Von beiden Haltestellen ist der Fußweg ins neue Wohngebiet bis zu 700 m. Dies ist keine gute ÖPNV-
Erschließung. Um dem Bus die Anfahrt zum Wohngebiet zu ermöglichen muss die Fürsetzer Straße von beiden
Seiten (von der Hohlmühle und von Oberkonnersreuth aus) bustauglich ausgebaut werden. Zusätzlich ist eine
Haltestelle mit Buswendemöglichkeit in der Fürsetzer Straße im Bereich des Wohngebietes zu schaffen.

Anhänge: -

Nachträge: -

manuelle Einträge: -
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